
Nachschlagewerk: ja

BGHZ:__________nein

AGBG § 9 Bk AbS. 1

Die formularmäßige Bestimmung über eine zehnjährige Lauf­
zeit einer Wohngebäudeversicherung (Feuer, Leitungswasser 
und Sturm) verstößt gegen § 9 Abs. 1 AGBG und ist deshalb 
unwirksam.

BGH, Urteil vom 22. Februar 1995 - IV ZR 44/94 - OLG Schleswig
LG Kiel
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
den Vorsitzenden Richter Bundschuh, die Richterin 
Dr. Ritter und die Richter Römer, Dr. Schlichting und Terno 
auf die mündliche Verhandlung vom 25. Januar 1995

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des 
2. Zivilsenats des Schleswig-Holsteinischen 
Oberlandesgerichts in Schleswig vom 9. Dezember 
1993 wird auf ihre Kosten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Der Kläger ist ein rechtsfähiger Verein, zu dessen 
satzungsgemäßen Aufgaben die Wahrung und Förderung von Ver­
braucherinteressen durch Aufklärung und Beratung zählen.
Die Beklagte betreibt ein Versicherungsunternehmen, das 
Hausrat- und Gebäudeversicherungen (Wohngebäudeversicherun­
gen mit den Risiken Feuer, Leitungswasser, Sturm) anbietet. 
Für das Zustandekommen solcher Versicherungen verwendete 
sie in der Zeit vor der Neuregelung des § 8 Abs. 3 W G  am
1. Januar 1991 ein vorgedrucktes Antragsformular, in dem es 
u.a. heißt:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law
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https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de
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"Versicherungsdauer 
Die Verträge dauern 10 Jahre"

Im Antragsformular für die Hausratversicherung befand 
sich im unteren Teil die vorgedruckte Angabe

"Dauernachlaß für eine Vertragsdauer von 
5-9 Jahre = 5% über 9 Jahre = 10%"

Diese Angabe ist von der Klausel über die zehnjährige 
Vertragsdauer durch mehrere Rubriken getrennt, die jeweils 
fettgedruckte Überschriften tragen und zu beantwortende 
Fragen enthalten.

Die Beklagte beruft sich gegenüber Versicherungsneh­
mern, die vor Ablauf von zehn Jahren kündigen wollen, auf 
die Wirksamkeit der Zehnjahresklausel. Die vom Kläger ver­
langte Unterlassungserklärung hat sie abgelehnt. Der Kläger 
hat beantragt, die Beklagte zu verurteilen, bei Meidung ei­
nes Ordnungsgeldes bis zu 500.000 DM oder Ordnungshaft bis 
zu sechs Monaten zu unterlassen, sich in bezug auf Hausrat­
versicherungen und Gebäudeversicherungen, die zwischen dem 
1. April 1977 und dem 31. Dezember 1990 abgeschlossen wor­
den sind, auf die genannte Klausel zu berufen, sofern dies 
nicht gegenüber einem Kaufmann im Rahmen seines Handelsge­
werbes oder gegenüber Personen des öffentlichen Rechts ge­
schieht.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Oberlan­
desgericht hat ihr stattgegeben. Mit der zugelassenen Revi­
sion erstrebt die Beklagte weiter die Klageabweisung.-
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Entscheidungsgründe:

Die Revision ist erfolglos.

1. a) Der Auffassung der Beklagten, sie habe die Zehn­
jahresklausel im Antragsformular über die Hausratversiche­
rung wegen der weiter in dem Formular vorhandenen "Dauer­
nachlaß "-Regelung nicht im Sinne von § 1 Abs. 1 AGBG ge­
stellt, ist das Berufungsgericht zu Recht nicht gefolgt. Es 
hat dazu ausgeführt:

Angesichts der kategorischen, keine Alternative andeu­
tenden Formulierung der Zehnjahresklausel sei für den 
durchschnittlichen Versicherungsinteressenten nicht deut­
lich gewesen, daß die Beklagte mit dem formularmäßigen Hin­
weis auf Dauernachlässe ihre Bereitschaft anzeige, auch 
kürzere Vertragslaufzeiten auszuhandeln. Die Dauernachlaß- 
Regelung enthalte für sich genommen nur die einfache Mit­
teilung über gestaffelte Rabatte, deren Anknüpfung offen­
bleibe. Ihr etwaiger Zusammenhang mit der Zehnjahresklausel 
werde aus dem Formulartext insgesamt nicht ohne Erläuterung 
deutlich. Insbesondere sei eine Wahl über mehrere Möglich­
keiten der Vertragsdauer im Formular nicht vorgesehen. Ein 
möglicher Zusammenhang zwischen der Zehnjahresklausel und 
der Dauernachlaß-Regelung sei wegen der dazwischenliegenden 
Rubriken zu anderen Gebieten jedenfalls verdeckt.

Diese Ausführungen enthalten keine Rechtsfehler. Der 
durchschnittliche Versicherungsnehmer kann dem Wortlaut und 
der Anordnung des Antragsformulars nicht entnehmen, eine 
Möglichkeit zur Wahl über die Vertragsdauer zu haben. Mit
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diesem Formular stellt der Versicherer im Sinne des § 1 
Abs. 1 AGBG die Bedingung, den Vertrag mit einer Dauer von 
zehn Jahren zu schließen.

b) Mit seinen Urteilen vom 13. Juli 1994 (IV ZR 219/93 
- WGE § 1 VVG Nr. 12 und IV ZR 227/93 - W G E  § 1 W G  
Nr. 14) hat der Senat die Verwendung einer Zehnjahresklau- 
sel und einer Klausel, die den Vertrag um zehn Jahre ver- - 
längert, in der Hausratversicherung für unzulässig erklärt 
(vgl. auch im wesentlichen wortgleich zur Unfallversiche­
rung Senatsurteil vom 13. Juli 1994 - IV ZR 107/93 - VersR 
1994, 1049 = r+s 1994, 363 = ZfS 1994, 411). Wegen der wei­
teren Begründung auch für den vorliegenden Fall wird auf 
die Ausführungen dieser Urteile verwiesen.

2. Auch in der Wohngebäudeversicherung hält die Klau­
sel über eine zehnjährige Vertragsdauer der Kontrolle nach 
§ 9 Abs. 1 AGBG nicht stand. Ebenso wie in der Unfall-, 
Privathaftpflicht- und Hausratversicherung ergibt eine Ab­
wägung der Interessen der Vertragspartner, daß die Klausel 
den Versicherungsnehmer unangemessen benachteiligt.

a) Grundsätzlich ist das Interesse des Versicherers 
als berechtigt anzuerkennen, die Verträge aus Wettbewerbs­
gründen so zu gestalten, daß er günstige Prämien anbieten 
kann. Diesem Ziel kann auch der Abschluß von Verträgen mit 
langer Laufzeit dienen. Dies kann Verwaltungs- und Akquisi­
tionskosten niedrig halten. Gleichzeitig liegt eine kosten­
günstige Kalkulation auch im kollektiven Interesse der Ver­
sichertengemeinschaft, so daß sich niedrige Kosten auch zu­
gunsten der Versicherungsnehmer auswirken, wenn der Versi-
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cherer bereit ist, Kostenvorteile an den Versicherungsneh­
mer weiterzugeben. Diesem kollektiven Interesse kommt aber 
dann kein besonderes Gewicht zu (vgl. auch BGHZ 83, 169, 
180), wenn die Allgemeinen Geschäftsbedingungen einzelne 
Versicherungsnehmer in nicht zu vernachlässigender Zahl er­
heblich belasten. Das ist mit der Zehnjahresklausel der 
Fall.

b) Eine erhebliche Belastung des Versicherungsnehmers 
liegt schon in der Einschränkung der Dispositionsfreiheit 
bei Abschluß des Vertrages. Bei der Ausgestaltung des An­
tragsformulars muß der Versicherungsnehmer davon ausgehen, 
keine andere Wahl zu haben, als das Vertragsverhältnis über 
eine Laufzeit von zehn Jahren einzugehen oder das Risiko 
nicht versichern zu können. Das Antragsformular sieht keine 
kürzeren Laufzeiten - auch nicht gegen Prämienaufschläge - 
vor. Damit ist dem Versicherungsnehmer jede Möglichkeit ge­
nommen, die Antragsdauer an die schon im Zeitpunkt des Ver­
tragsschlusses gegebenen oder vorhersehbaren Umstände anzu­
passen. Dem Antragsteller wird auch nicht deutlich, durch 
einen auf zehn Jahre geschlossenen Vertrag irgendwelche 
Vorteile zu haben. Prämiennachlässe für diese Vertragsdauer 
werden ihm nach dem Wortlaut des Formulars nicht einge­
räumt.

Noch schwerer wiegt, daß der Versicherungsnehmer auch 
nach Vertragsschluß keine Möglichkeit hat, sich marktge­
recht zu verhalten, und eine ihm gebotene Möglichkeit zu 
günstigeren Bedingungen das Risiko anderwärts zu versi­
chern, für eine Dauer von zehn Jahren nicht nutzen kann.
Die damit möglicherweise verbundene Einschränkung des Wett-
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bewerbs unter den Versicherern kann sich überdies zum Nach­
teil aller Verbraucher auswirken. Allerdings ist durch un­
vorhersehbar auftretende wirtschaftliche Schwierigkeiten 
die Dispositionsfreiheit des Versicherungsnehmers in der 
Wohngebäudeversicherung nur gering eingeschränkt. So lassen 
der Verlust des Arbeitsplatzes oder der Vermögensverfall 
die Notwendigkeit einer Gebäudeversicherung nicht entfal­
len. Ist das Gebäude mit Grundpfandrechten belastet, be­
steht der Kreditgeber auf dem Abschluß einer Gebäudeversi­
cherung. Diese kann der Versicherungsnehmer nicht ohne Zu­
stimmung des Kreditgebers kündigen, § 106 WG. Führen wirt­
schaftliche Schwierigkeiten dazu, daß der Versicherungsneh­
mer das Gebäude veräußern muß, belastet ihn eine längerfri­
stige Gebäudeversicherung nicht, weil diese nach § 69 
Abs. 1 W G  mit dem Gebäude auf den Erwerber übergeht.

Dennoch wiegt die oben dargelegte Einschränkung der 
Dispositonsfreiheit schwer. Es tritt hinzu, daß auch in der 
Wohngebäudeversicherung während einer zehnjährigen Dauer 
Umstände eintreten können, die es einem Versicherungsnehmer 
geboten erscheinen lassen, mehrere Versicherungen verschie­
dener Art bei einem Versicherer zu bündeln. Diesem Bedürf­
nis kann er nicht nachgeben. Des weiteren ist er in der 
Dispositionsfreiheit insofern eingeschränkt, als er das 
Versicherungsverhältnis nicht beenden kann, auch wenn er 
zur Auffassung gelangt, daß der Service oder die Regulie­
rungspraxis des Versicherers im Versicherungsfall nicht 
seinen Vorstellungen entspricht. Solche Umstände, die einen 
Versicherungsnehmer veranlassen können, den Versicherer zu 
wechseln, muß der Partner eines auf zehn Jahre geschlosse-
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nen Vertrags für diese Dauer hinnehmen, ohne auf sie ange­
messen reagieren zu können.

c) Diese schweren Nachteile des Versicherungsnehmers 
werden durch die geringen Vorteile eines Vertrags mit zehn­
jähriger Laufzeit, daß sich etwa die Allgemeinen Versiche­
rungsbedingungen und - von Ausnahmen abgesehen, z.B. § 13 
Nr. 5 VGB 88 - die Prämienhöhe nicht zu Lasten des Versi­
cherungsnehmers verändern können, nicht aufgehoben. Die Ge­
genüberstellung der Vor- und Nachteile des Versicherungs­
nehmers einerseits und der berechtigten Interessen des,Ver­
sicherers an Verträgen mit einer zehnjährigen Laufzeit an­
dererseits ergibt ein solches Ungleichgewicht zu Lasten des 
Versicherungsnehmers, daß die Zehnjahresklausel das Gleich­
gewicht der Rechte und Pflichten in einem Maße stört, das 
mit den Geboten von Treu und Glauben nicht mehr vereinbar 
ist.

An diesem Ergebnis ändert sich nichts daran, daß an­
ders als in der Unfall-, Privathaftpflicht- und Hausratver­
sicherung zu Lasten des Versicherungsnehmers in der Gebäu­
deversicherung nicht noch weitere Nachteile- hinzutreten, 
die aus einer Veränderung persönlicher Verhältnisse, etwa 
bei Heirat, Scheidung oder Wechsel des Arbeitgebers folgen 
können.

3. Der Senat hat bereits entschieden, daß sich der 
Versicherer auf eine nach § 9 Abs. 1 AGBG unwirksame Klau­
sel auch nicht bei bestehenden, sogenannten Altverträgen 
berufen kann und daß die Zehnjahresklausel der richterli­
chen Kontrolle nicht wegen § 8 AGBG entzogen ist. Zur Be-
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gründung wird auf das Senatsurteil vom 13. Juli 1994 (IV ZR 
107/93 - VersR 1994, 1049) verwiesen.

Bundschuh Dr. Ritter Römer

Dr. Schlichting Terno
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